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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2D Senat des Bundessozialgerichts am 8° April 1957

beschlossen:

Der Antrag des Klägers_vom 40 Februar 1957 auf wiedereinsetzung
in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Revisionsbegrün—

dungsfrist wird als unzulässig verworfene '

Der Kläger hat das ihm am 29° Oktober 1956 zugestellte Urteil des
Landessozielgerichts Celle mit der Revision angefochten, das Rechts—

mittel aber nicht innerhalb der mit dem 29° Dezember 1956 abgelau—

fenen Begründungsfrist begründeto Die Revision ist deshalb durch
Beschluß des erkennenden Senats vom 10° Januar 1957 als unzulässig

verworfen werden;

Am 60 Februar 1957 hat der Kläger mit einem von ihm persönlich un—

terzeichneten Schreiben beantragt, ihm Wiedereinsatzung in den
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vorigen Stand gegen die Versäumung der Revisionsbegrün—

dungsfrist zu gewähren, weil er bis zum 14„ Januar 1957

erkrankt und inf01gedessen nicht in der Lage gewesen sei,

die Frist ein2uhalten° Dieser Antrag ist zwar innerhalb

der Frist von einem Monat nach Wegfall des Hindernisses

gestellt werden (5 67 Abs° 2 Satz 1 SGG), ihm konnte aber

schon deshalb nicht stattgegeben werden, weil die Revisions—

begründung nicht — wie dies 5 67 Abs° 2 Satz 3 SGG zwingend

vorschreibt „ innerhalb der mit dem 140 Februar 1957 abge—

laufenen Antragsfrist nechgeholt worden ist° Nach der ange—
Vführten Vorschrift ist die Nachholung der versäumten Prozeß—

handlung, wie dies auch für die entsprechenden Vorschriften

der Zivilprozeßordnung (@ 236 Nr° 3 ZPO), des Verwaltungsge—

richtsgesetzes für die süddeutschen Länder (@ 33 Abs° 1 Satz 2
VGG) und der KRVO 165 (@ 36 Abs° 3) gilt, Zulässigkeitsvorau„—

setzung des Wiedereinsetzungsantrages° Dies wird besonders da-

durch verdeutlicht, daß die Nachholung der versäumten Prozeß—

handlung im Zusammenhang mit zwei weiteren Zulässigkeitsvor—

aussetzungen, nämlich der Einhaltung der Antragsfrist und der
Glaubhaftmachung der Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung

begründen sollen, geregelt ist“ Etwa5anderes ergibt sich auch

nicht aus 5 67 Abs° 2 Satz 4 SGG° Aus diesem Satz geht nur her—

vor, daß die Wiedereineetzung auch von Amts wegen gewährt werden

kann; in diesem'Felle bedarf es — naturgemäß —
keines Antrags

und auch keiner Glaubhaftmachung durch den Beteiligten, wohl

aber der Nachholung der versäumten Prozeßhandlung (Vgl° Peters—,

Sautter—Wolff, Komm„ zur Sozialgerichtsbarkeit, @67 Anmo 5;
Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts‚ 7„ Auflage

S. 3@O; Baumbach—Lauterbaoh, ZPO‚24° Auflage @ 236 Anm° 1 B)°

Hiernach konnte es dahingestellt bleiben, ob der Antrag auf
Wiédereinsetzung.in den vorigen Stand auch noch aus anderen

Gründen unzulässig ist"
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